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Rentenbetrügerin vor Gericht: Facebook-
Posts lösen Strafprozess aus!

In Aschaffenburg steht eine 73-jährige Frau wegen
Volksverhetzung auf Facebook vor Gericht. Verfolgt werden

Hassposts und diskriminierende Kommentare.

Aschaffenburg, Deutschland - In Aschaffenburg sorgt ein
aktueller Prozess für Aufsehen, der eine 73-jährige Rentnerin in
den Mittelpunkt rückt. Die Frau, bekannt als Ingrid B., steht
wegen mutmaßlicher Volksverhetzung auf Social Media vor
Gericht. Laut Angaben der Staatsanwaltschaft werden ihre
unflätigen Facebook-Posts genauestens unter die Lupe
genommen. So postete sie beispielsweise ein Bild eines Busses
mit dem Ziel Auschwitz und versehen mit dem Kommentar:
„Neue Buslinie für Flüchtlinge.“ Solche drastischen Äußerungen
alarmierten die Justiz und stießen auf breite öffentliche
Resonanz. Primavera24 berichtet, dass dieser Fall die
Grenzen der Meinungsfreiheit auf interessante Weise beleuchtet.

https://www.primavera24.de/aktuelles/news/73-jaehrige-wegen-volksverhetzung-auf-facebook-vor-gericht


Doch was genau ist Volksverhetzung? Laut rechtlicher Definition
schürt sie Hass oder Gewalt gegen bestimmte Gruppen, wie
Minderheiten oder Ethnien. Umstrittene Äußerungen können
nicht nur schockieren, sondern auch strafbar sein. Besonders in
sozialen Medien, wo Anonymität und algorithmisch geförderte
Verbreitung von Hassrede besonders stark ausgeprägt sind, wird
der rechtliche Rahmen unentbehrlich. Der § 130 StGB verbietet
daher Aufrufe zu Hass oder Gewalt und verfolgt auch die
Leugnung oder Verharmlosung historischer Ereignisse, wie den
Holocaust. Anwalt.de zeigt auf, dass die Meinungsfreiheit
dabei ihre Grenzen hat, besonders wenn es um unwahre
Tatsachenbehauptungen geht.

Die Vorwürfe im Detail

Der Fall von Ingrid B. erhebt gewichtige Vorwürfe. Nicht nur das
Bild eines Busses, sondern auch ein Foto von zwei Soldaten mit
einem Maschinengewehr, unter dem sie den Satz „Das
schnellste Asylverfahren“ postete, sorgte für Empörung.
Außerdem bezeichnete sie ein Bild eines Umspannwerks als
„Kletterpark für Migranten.“ Mit solchen Äußerungen könnte sie
in die graue Zone der Volksverhetzung geraten, die laut
Experten klar definiert ist. Dr. Peter erläutert, dass strafbare
Handlungen auch den Angriff auf die Menschenwürde durch
Beschimpfung und Verleumdung umfassen, insbesondere gegen
solche, die sich durch politische oder weltanschauliche
Überzeugungen oder soziale Verhältnisse abheben.

Die Staatsanwaltschaft hat die Aufgabe, die Äußerungen
juristisch einzuordnen und muss prüfen, ob diese tatsächlich den
Straftatbestand der Volksverhetzung erfüllen. Der endgültige
Entscheidungsweg führt über den Amtsrichter in Aschaffenburg,
welcher die rechtlichen Rahmenbedingungen und den sozialen
Kontext berücksichtigen muss. Dabei bleibt festzuhalten: Das
Internet ist kein rechtsfreier Raum, und Pseudonyme bieten
keinen Schutz vor strafrechtlichen Konsequenzen. Digitale
Spuren, wie die IP-Adresse, können zur Identifizierung führen.
Die kommenden Gerichtstage werden Aufschluss darüber

https://www.anwalt.de/rechtstipps/volksverhetzung-in-sozialen-medien-232421.html
https://www.strafrecht-dr-peter.de/dienstleistungen/strafbarkeit-online-kommentare-insb-volksverhetzung-%C2%A7-130-stgb/


geben, wie ernst die Justiz die Grenzen der Meinungsfreiheit
sieht und wie sie mit derartigen Fällen umgehen wird.
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